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Merkel verteidigt Pipeline-Entscheidung

Berlin/Schwerin. Die friihere Bundeskanzlerin An-
gela Merkel hat ihre Entscheidungen zum Bau der
Ostsee-Gasleitung Nord Stream 2 verteidigt. ,Ich habe
nicht an Wandel durch Handel geglaubt, aber an Ver-
bindung durch Handel, und zwar mit der zweitgrof-
ten Atommacht der Welt®, sagte Merkel dem Redakti-
onsnetzwerk Deutschland. Es sei aber keine einfache
Entscheidung gewesen. ,Die damalige These lautete:

ZURUCK ZUM INHALT

Wenn Nord Stream 2 in Betriebist, wird Putin durch die
Ukraine kein Gas mehr liefern oder sie sogar angrei-
fen.“ Der Westen habe daflr gesorgt, dass Gas trotz-
dem durch die Ukraine geleitet worden sei und sie so
weiter Transitgeblhren erhalten habe. Merkel raum-
te ein, dass ihr Einfluss auf Kreml-Chef Wladimir Putin
kurz vor ihrem Amtsende schwand.
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,Angste diirfen uns nicht zerfressen*

Corona-Pandemie, Russland-Krieg, Klimastiftung, Energiepreise, Personalmangel: Die Politik be-
findet sich im dauerhaften Krisenmodus - mittendrin die MV-Ministerprdsidentin. Im Nordkurier-
Interview mit Gabriel Kords und Andreas Becker verrdt Manuela Schwesig, wie sie mit den Krisen

umgeht und was fiir sie Prioritdt hat.

Frau Ministerprasidentin, am Freitag war Auf-
takt zum Parlamentarischen Untersuchungsaus-
schuss zur Klimaschutzstiftung. Das Thema mit
all seinen Facetten wird heftig in Landes- und
Bundespolitik diskutiert. Die Brisanz ist enorm.
Wann haben Sie eigentlich erfahren, dass durch
diese Stiftung von Gazprom 165 Millionen Euro -
das ist mehr als das Achtfache, was Gazprom der
Stiftung fiir den Klimaschutz zur Verfiigung ge-
stellt hat - gepumpt wurden, um Nord Stream 2
fertig zu bauen?

Der Landtag hat sich im Januar 2021 mit den Stimmen
von SPD, CDU und Linken fur diese Stiftung entschie-
den. Zum Zeitpunkt der Entscheidung lag die Satzung
der Stiftung ganz transparent vor. Und in der Satzung
steht, dass es neben der Forderung von Klima- und
Umweltschutz auch um die Vollendung der Pipeline
geht. Das war allen von Anfang an bekannt. Der Land-
tag hat auch entschieden, dass es keine Landesstif-
tung, sondern eine Stiftung nach Birgerlichem Ge-
setzbuch wird. Das heilst: Der Stiftungsvorstand hat ei-
genstandig entschieden - und das hat er auch besta-
tigt. Deshalb haben wir mit dem ehemaligen Minis-
terprasidenten Erwin Sellering (SPD), dem ehemali-
gen Europaabgeordneten Werner Kuhn (CDU) und der
Unternehmerin Katja Enderlein drei Personen fiir den
Vorstand berufen, die im offentlichen Leben stehen,
viel Erfahrung mitbringen und einen guten Ruf haben.
Und, nicht zu vergessen: Die Stiftungsaufsicht lag in
den Handen des damaligen CDU-Justizministeriums.
Darauf habe ich mich verlassen. Ich habe mich als Mi-
nisterprasidentin nicht in das aktuelle Geschaft der
Stiftung eingemischt.

Und wann haben Sie jetzt von den 165 Millionen
Euro erfahren?

Mit der offentlichen Erklarung des Vorstands. Esist gut,
dass der Vorstand das transparent gemacht hat. Wie
gesagt, ich habe mich als Ministerprasidentin in die-
se Angelegenheiten des Geschaftsbetriebs weder ein-
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gemischt noch mir davon berichten lassen. Uber das
operative Geschéft hat der Stiftungsvorstand entschie-
den. Es gab auch keine Hinweise des Justizministe-
riums, dass es hinsichtlich der Stiftung irgendwelche
Bedenken gébe. Uber das operative Geschéft hat der
Stiftungsvorstand entschieden.

Aber es fillt ja schon auf, dass es in den vergange-
nen anderthalb Jahren mehr als ein Dutzend Tref-
fen in der Staatskanzlei mit Vertretern von Nord
Stream 2 gegeben hat. Was waren dort denn die
Gesprachsthemen?

Die Ostseepipeline Nord Stream 2 war eines der
groften Infrastrukturprojekte in der Geschichte
Mecklenburg-Vorpommerns. Es war wirtschaftlich
wichtig fir viele Unternehmen im Land, auch zum Bei-
spiel firunseren landeseigenen Hafen Mukran. Und es
ging um eine sichere und preiswerte Gasversorgungin
Deutschland. Deshalb gab es wie mit anderen Unter-
nehmen auch regelmallig Gesprache zwischen Nord
Stream und der Landesregierung. Und selbstverstand-
lich habe auch ich Gesprache mit Nord Stream gefiihrt
- allerdings waren es kein Dutzend in den letzten an-
derthalb Jahren. Dass Gesprache gefliihrt wurden, war
auch bekannt. Ich habe beispielsweise, als der dama-
lige US-Prasident Trump Sanktionen gegen den Hafen
Mukran ausgesprochen hatte, nach einem Gesprach
mit Nord Stream ein Pressestatement abgegeben, und
im Landtag habe ich auch berichtet. Selbstverstand-
lich vertreten Unternehmen oder auch Verbande in
Gesprachen mit mir Interessen. Aber ich finde es ab-
surd, wenn einem unterstellt wird, dass man sich au-
tomatisch von seinem Gesprachspartner beeinflussen
lassen wiirde. Als Ministerprasidentin stelle ich mir bei
jeder Entscheidung die Frage: Was liegt im Interesse
des Landes? Was liegt im Interesse der Blrgerinnen
und Blrger? Und danach treffen wir unsere Entschei-
dung.

Nichtsdestotrotz: Erwin Sellering als Stiftungs-
vorsitzender und seine immer nur scheibchen-
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weise auf Druck von Medien und Gerichten 6ffent-
lich gemachten Angaben bleiben eine offene Flan-
ke der Landesregierung. Wie wiirden Sie lhr Ver-
haltnis zu Erwin Sellering beschreiben?

Ich schatze Erwin Sellering. Er hat hohe Verdienste um
unser Land. Deshalb haben wirihn 2021 gebeten, den
Vorsitz in der Stiftung zu Ubernehmen. Wir haben uns
jetzt darauf verstandigt, dass der Vorstand den Ge-
schéftsbetrieb bis zum 30. September abwickelt, der
Wirtschaftspriifer alles prift und testiert und der Vor-
stand dann zurtcktritt. Dann wird das Land den Weg
zur Auflosung der Stiftung frei.

Man hatte aber in den vergangenen Wochen den
Eindruck, dass Sie mit Erwin Sellering eigentlich
nicht einer Meinung sind...

Es gab nach dem Angriff Putins auf die Ukraine von
Anfang an Einigkeit, dass der Geschaftsbetrieb der
Stiftung abgewickelt werden muss. Da aus Sicht der
Landesregierung auch die Akzeptanz fir den Klima-
schutzteil der Stiftung verloren gegangen war, haben
wir rechtlich priifen lassen, wie die Stiftung abgewi-
ckelt werden konnte. Beim letzten Punkt hat der Stif-
tungsvorstand allerdings eine andere rechtliche Posi-
tion. Wir haben jetzt einen gemeinsamen Weg gefun-
den im Interesse des Landes.

Als Sie vor fiinf Jahren von Erwin Sellering das
Amt der Ministerprasidentin iibernommen ha-
ben, hatte man das Gefiihl, dass Sie ein sehr gu-
tes, beinahe vaterliches, Verhaltnis zueinander
hatten. Ist das immer noch so?

Wir haben gemeinsam fur das Land viel erreicht und
wir haben auch schon schwierige Momente zusam-
men gemeistert - sowohl seine als auch meine Krebs-
erkrankung waren solche Momente. Das verbindet na-
turlich. Aber als amtierende Ministerprasidentin muss
ich ohne Ricksicht auf eigene Befindlichkeiten immer
Entscheidungen zum Wohle des Landes treffen. Dass
ich Befindlichkeiten oder auch eigene Sachen zurtick-
stellen kann, habe ich jetzt schon mehrfach bewiesen.
Es geht an der Stelle nicht darum, wer jetzt hier mit
wem bester Freund ist, sondern welcher Weg ist jetzt
der Richtige fir unser Land. Und deshalb bin ich auch
froh, dass wir da jetzt eine Einigung haben.

Sie personlich stehen jetzt seit Monaten im me-
dialen Trommelfeuer. Wie geht es lhnen damit?

Das gehort zum Amt der Ministerprasidentin dazu, ge-
rade in solchen schwierigen Zeiten. Aber es geht ja in
so einem Amt nicht um mich, sondern es geht um die
Burgerinnen und Burger, und ich mache mir eher Ge-
danken, dass die Menschen in unserem Land durch
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die lange Corona-Pandemie, die Sorgen um den Krieg
in der Ukraine und die jetzt immer weiter steigen-
den Preise und Kosten stark belastet waren und sind.
Das nehme ich in Gesprachen mit den Blirgern wahr.
Gleichzeitig bin ich sehr dankbar, aber auch sehr de-
mitig, was die grolse Unterstltzung der Birgerinnen
und Burger angeht, die ich erfahre.

Haben Sie aufgrund der ganzen aktuellen Krisen
Angst um den sozialen Zusammenhalt in der Ge-
sellschaft?

Natdrlich bewegt mich das als Ministerprasidentin in
einem Land, in dem die Einkommen und die Renten
eben nichtso hochsind. Ich weilt sehrwohl, dass es flr
viele Burgerinnen und Burger nicht egal ist, wenn die
Lebensmittelim Supermarkt teurer werden. Gleichzei-
tig kommen dann noch die Spritpreise und Energie-
preise dazu. Und dann ist da immer noch die Angst,
dass sich der Krieg ausweitet.

Viele Menschen haben das Gefiihl, dass gerade
ganz allgemein etwas ins Rutschen kommt. Die
existenziellen Einschlage nehmen zu und man hat
den Eindruck, es wird eher noch schlimmer als
besser. Wie nehmen Sie das wahr?

Ich kann das nachvollziehen und spiire das auch. Na-
turlich denkt man, wie viele Krisen gibt es noch? Mein
Bestreben ist, dass wir zusammenhalten, dass uns
nicht Angste und Sorgen zerfressen, dass wir zuver-
sichtlich bleiben. Die Menschen kdnnen sich darauf
verlassen, dass sie jemand an der Spitze des Landes
haben, der sich immer kimmert und nach Lésungen
sucht.

Was heifRt das konkret?

Es ist mir jetzt wichtig, dass wir mit der Bundesregie-
rung eine Losung finden, wie wir eine sichere und be-
zahlbare Energieversorgung und Entlastungen fiir die
Birger schaffen. Im Herbst werden wir das Energie-
geld auszahlen. Das heil’t: Eine Familie, in der beide
Elternteile arbeiten und zwei Kinder haben, bekommt
800 Euro. Wir setzten uns jetzt daftr ein, dass auch die
Rentnerinnen und Rentner dieses Energiegeld erhal-
ten.

In derselben Hohe?

Das ist mein Ziel. Wir sind als Land bereit, uns an der
Finanzierung zu beteiligen.

Sind wir darauf vorbereitet, dass es im Winter mit
der Energieversorgung wirklich schwierig wer-
den konnte? Oder miissen wir im Winter womog-
lich frieren?
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Wir missen jetzt alles daran setzen, schnell ausrei-
chend Gas fiir den Winter zu beschaffen. Beispielswei-
se Uberein schwimmendes LNG-Terminal vor Lubmin.
Dort haben wir eine grolée Verteilstation.

Aber ist das bis zum Winter noch zu realisieren?

Das muss die Bundesregierung sagen. Die Planung fr
die Energieversorgung hat ja nie in den Handen von
MV gelegen, sondern in den Handen des Bundes. Par-
allel mussen wir schauen, Energie einzusparen. Und
da glaube ich, ist es ganz wichtig, dass der Bund ein
grofRes Investitionsprogramm auflegt, damit diejeni-
gen, die ein kleines Hauschen haben oder eben auch
Vermieter nochmal in die Warmedammung investie-
ren. Dass man noch mal guckt, wie kann man zum Bei-
spiel auch auf Warmepumpe umstellen? Wir als Land
wollen solch ein Investitionsprogramm vor allem fir
mehr Solaranlagen auflegen.

Gerade dltere Menschen tun sich sehr schwer mit
der Vorstellung, dass sie in diesem Winter die
Thermostate an den Heizungen herunterdrehen
miissen - und das in einem der reichsten Lander
der Welt!

Das geht nicht. Es darf in der Debatte nicht der
Eindruck entstehen, als wenn jetzt gesagt wiir-
de: Dann miissen die Leute halt die Heizung run-
ter drehen. Viele Biirgerinnen und Biirger sind
jetzt schon sehr sparsam, was den Energiever-
brauch angeht. Ich kenne schon heute nieman-
den, der das Fenster aufreiflt und gleichzeitig die
Heizung aufdreht. CDU-Chef Friedrich Merz hat
gesagt, dass wir uns vielleicht von einem Teil des
Wohlstandes verabschieden miissen. Ist das so?
Sind die fetten Jahre vorbei?

Naja, die Perspektive eines Friedrich Merz auf den
Wohlstand ist eine andere als die eines Rentners aus
Mecklenburg-Vorpommern, der sein Leben lang gear-
beitet hat und jetzt vielleicht 700 Euro bekommt und
sich fragt, wie kann ich die Heizkosten und die Lebens-
mittel bezahlen. Der aktuelle Deutschland-Trend zeigt,
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dass sich jetzt schon 77 Prozent der Geringverdiener
einschranken missen. Es geht ja hier nicht darum, auf
den dritten Jahresurlaub zu verzichten. Ich finde, hier
muss aufgepasst werden, dass nicht tiber die Lebens-
realitat vieler Burgerinnen und Blrger hinweg geredet
wird.

Das Gefiihl des Wohlstandverlustes hat sicher-
lich etwas damit zu tun, dass wir auf eine Pha-
se des ganz groRen Personalmangels hinsteuern.
Gesundheit, Bildung, Justiz, Verwaltung - iiberall
fehlen Arbeitskrafte. Man hat das Gefiihl, wir ste-
hen kurz vor dem Kollaps. Kommt der Punkt, wo
das alles unkontrolliert zusammenbricht?

Nein. Und esist besser, um Fachkrafte werben zu mus-
sen, als Massenarbeitslosigkeit zu haben. Wir miissen
jetzt erstens diejenigen, die noch nicht in Arbeit sind,
in Arbeit bringen und die, die noch nicht so qualifiziert
sind, weiter qualifizieren. Zweitens missen wir die Di-
gitalisierung nutzen. Vor der Digitalisierung mussen
wir keine Angst haben. Die Digitalisierung wird nicht
Arbeitsplatze vernichten, sondern muss uns helfen, Ar-
beit leichter zu machen. Mit dem Bundeskanzler ha-
ben wir in der vergangenen Woche verabredet, dass
wir im Herbst einen groften Fachkrafte-Kongress spe-
ziell fur Ostdeutschland machen.

Dem Osten sind in den vergangenen 30 Jahren
Hunderttausende, wenn nicht gar Millionen Fach-
krafte abhanden gekommen. Muss man sich nicht
intensiver darum kiimmern, diese Leute zuriick-
zuholen, zum Beispiel mit finanziellen oder steu-
erlichen Anreizen, etwa vergiinstigten Baugrund-
stiicken?

Mit der gebihrenfreien Kinderbetreuung gelingt es
uns jaschon, dass Familien zurlickkommen. Aber man
muss ja sehen, es gibt jetzt schon viele Menschen, die
im Land leben, aber anderswo arbeiten - und das hat
mitden Lohnen zu tun. Und deswegen spielt naturlich
das Thema gute Lohne bei unsim Land eine Rolle und
hier sind auch die Arbeitgeber gefragt.
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Schwesig und die Ostsee-Pipeline - Landtagsausschuss will

aufklaren

Fake-Stiftung zum Nutzen Russlands oder Instrument
des Klimaschutzes - Uber die Klimastiftung MV wird
heftig gestritten. Langst sind nicht alle Hintergriinde
der Stiftungsgrindung geklart, liegen nicht alle Daten
zu deren Wirken offen. Das soll sich andern.

Schwerin (dpa/mv) - Die Vorgange um die wegen ihrer
Verbindungen zu Russland heftig umstrittenen Klima-
stiftung Mecklenburg-Vorpommern beschaftigen ei-
nen Sonderausschuss des Schweriner Landtags. Der
von den Oppositionsfraktionen CDU, Griine und FDP
initiierte Parlamentarische Untersuchungsausschuss
nimmt am Freitag seine Arbeit auf. Er soll die Um-
stande der Stiftungsgrindung aufklaren und auch de-
ren wirtschaftliches Agieren zugunsten der russisch-
deutschen Gaspipeline Nord Stream 2 beleuchten.

«Nach wie vor gibt es sehr viele offene Fragen,
was die Klimaschutzstiftung angeht», sagte CDU-
Fraktionschef Franz-Robert Liskow. Als Beispiele
nannte er, wer Ideengeber war, wer die Satzung ver-
fasste und welche Rolle die Landesregierung nach Stif-
tungsgriindung noch spielte. «Der Einfluss des Kreml
auf Entscheidungen der Landesregierung wird The-
ma werden, ebenso wie die Frage, wer im Land mit
welchen Motiven von der Nord Stream 2 AG finanziell
unterstitzt wurde», kiindigte Liskow an.

Die im Januar 2021 auch mit Zustimmung der CDU
gegrindete Stiftung fir Klima- und Umweltschutz MV
war von Anfang an umstritten. Neben gemeinwohlori-
entierten Projekten fir den Klimaschutz unterstitzte
sie die Fertigstellung der Ostsee-Pipeline Nord Stream
2. Die Stiftungseinlage des Landes betrug 200 000 Eu-
ro. Die Nord Stream 2 AG mit dem russischen Staats-
konzern Gazprom als Mehrheitseigner gab 20 Millio-
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nen Euro fur Klimaschutz-Projekte. Allerdings schleus-
te das Unternehmen jlingsten Angaben zufolge Uiber
die Stiftung auch etwa 165 Millionen Euro in den
Pipeline-Bau.

Kritiker sprachen von Beginn an von einer Fake-
Stiftung, bei der der Klimaschutz nur den eigentlichen
Zweck bemanteln sollte: Nord Stream 2 unter Umge-
hung drohender Sanktionen der USA fertigzustellen.
Die Landesregierung raumte bereits ein, dass Vertreter
von Nord Stream 2 direkt Einfluss auf die Formulierung
der Stiftungssatzung nahmen. Die Gasleitung ist mitt-
lerweile fertig, doch bekam sie wegen des russischen
Angriffskriegs auf die Ukraine keine Betriebserlaubnis.

Mit Beginn der Aggression hatte sich die offentliche
Debatte um die Gasleitung, die Stiftung und den lan-
ge Zeit Russland-freundlichen Kurs von Mecklenburg-
Vorpommerns Ministerprasidentin Manuela Schwesig
(SPD) deutlich zugespitzt. Schwesig hat ihr Agieren in-
zwischen als Fehler bezeichnet, steht aber weiterhin
in der Kritik. Die Initiatoren des Untersuchungsaus-
schusses wollen die Schweriner Regierungschefin als
Zeugin laden und unter anderem auch ihren Amtsvor-
ganger und Stiftungschef Erwin Sellering sowie den
Gazprom-Lobbyisten und Ex-Bundeskanzler Gerhard
Schroder (alle SPD).

Dasvon Schwesig und auch vom Landtag angestrebte
rasche Ende der Stiftung scheiterte bislang am Wider-
stand des Vorstandes. Sellering macht rechtliche Be-
denken gegen eine Stiftungsauflosung geltend, kiin-
digte fir September aber seinen Riickzug von der Vor-
standsspitze an. Ob der Weg damit fir die Stiftungs-
auflosung frei wird, ist unklar.
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Ottberger Bahnhof als Atommiill-Wartegleis

Der Druck auf die Planer wachst. Immer deutlicher tritt zutage, dass Wiirgassen als Atommiill-
Drehlager aus dem Hut gezaubert und aus politischen Motiven gutachterlich zurechtgebogen

sein konnte.

Wiirgassen/Ottbergen. Vielleicht bekommt man es
tatsachlich hin, auf dem Gelande des ehemaligen
Kernkraftwerks in Wirgassen, eine 325 Mal 125 Me-
ter grofRe Atommiill-Logistikhalle zu bauen, die trotz
Hochwasser- und Hangrutschgefahr den Sicherheits-
anforderungen an ein solches Bauwerk gentigt. Aber
es gehtja nicht um ein wie auch immer geartetes Auf-
bewahrungslager, wo man einmal die Klamotten hin-
einfahrt, den Schlissel umdreht und abschlieRt, son-
dern um ein dynamisch betriebenes Logistikzentrum,
wo taglich zig Tonnen verstrahlter Kernkraftmull ein-
gefahren aber auch wieder ausgelagert wird.

,Dazu braucht es eine gut ausgebaute Verkehrsinfra-
struktur, die gibt es hier aber nicht und darum ist eine
sichere und gesetzeskonforme Anlieferung und Abfuhr
des radioaktiv belasteten Miills gar nicht moglich. Es
sei denn, man lost den Uber Jahrzehnte angehauften
Investitionsstau in der Verkehrsinfrastruktur auf, er-
klarte der Vorsitzende des Vereins Atomfreies Dreildn-
dereck, Dirk Wilhelm, bei einem Ortstermin am Ottber-
ger Bahnhof. Von dort geht es namlich nur noch ein-
gleisig weiter. Und das sei ein echtes Problem, denn
die Schienenkapazitat reiche nicht aus, erlauterte Wil-
helm.

Hunderte Atommiill-Laster in engen OrtsstrafRen

,Das fuhrt dazu, dass am Ottberger Bahnhof reihen-
weise die nuklearen Transportzige stehen und dar-
auf warten, weiter gelassen zu werden.“ Noch schlim-
mer kann es werden, wenn die Transporte statt mit
der Bahn Uiber die Stralben abgewickelt werden. ,Dann
zwangen sich hunderte von Atommll-Lastern durch
enge Ortsdurchfahrten wie Dalhausen®, sagt Wilhelm.
Und dass es dazu kommen werde, davon ist Wilhelm
Uberzeugt.

Auch die BGZ, die Bundesgesellschaft flir Zwischenla-
gerung geht davon aus, dass ein wesentlicher Teil der
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Lieferung in das und aus dem Zwischenlager Giber die
Stralbe abgewickelt werden muss. Dazu hat die BGZ
ein Verkehrsgutachten anfertigen lassen, das der Ver-
ein als vollkommen unzureichend kritisiert.

,Dort werden sogar Straflen als fertige Verbindungen
ausgewiesen, die noch in der Planung sind und to-
pographische Gefahrstellen wie der Stellberg oder der
Ith, wo im Winter die Lastzlige quer stehen, kommen
gar nicht vor®, erklarte Wilhelm. Damit verbunden sei
eine extreme Gefahr. ,Egal ob Schiene oder Strafe,
kommt es zu einem Unfall, hat das katastrophale Aus-
wirkungen®, betont Wilhelm.

Der grofdte Teil des in ganz Deutschland verteilt
zwischengelagerten Atommills soll in Wdrgassen
in einer Bereitstellungslager genannten Atommiill-
Drehscheibe zusammengezogen gezogen werden.
Von Wirgassen aus sollen die atomaren Abfélle dann
ins Endlager bei Salzgitter gebracht werden. Da Nie-
dersachsen bereits das Endlager stelle, sei es poli-
tischer Wille, dass das Bereitstellungslager in einem
anderen Bundesland gebaut werden misse. ,Was wir
verlangen, ist eine rechtsstaatlich transparente und
qualifizierte Standortsuche®, betont Wilhelm. Wenn
dann am Ende tatsachlich Wiirgassen raus kame, hat-
te auch der Verein keine Einwande mehr.

Dass so ein Bereitstellungslager notig ist, wird nicht
bestritten. ,Grolse Mengen Atommdll lagern in deso-
laten Hallen. Fur Wirgassen spricht in diesem Zu-
sammenhang, dass der Standort schnell verfligbar
gemacht werden konnte®, raumt auch Dirk Wilhelm
ein. Aber eben nur in der isolierten Standortbetrach-
tung und Aulierachtlassung der Verkehrsinfrastruktur
insgesamt. Die Chancen flir ein objektives Verfahren
sieht der Vorsitzende aber ehe als gesunken, denn
als gestiegen an. ,Das Beschleunigungsgesetz wie es
jetzt zur schnelleren Errichtung von Flissiggastermi-
nals auf den Weg gebracht wurde, soll auch auf ande-
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re Bereiche Ubertragen werden und wird auch in der  istjetzt der Zeitpunkt, den Druck durch die Offentlich-
Atommillfrage vollendete Tatsachen schaffen, darum  keit zu erhéhen®, sagt Wilhelm.
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STREIT UBER KERNKRAFT

Werden jetzt die Atomreaktoren wieder angeworfen?

Ukrainekrieg, Inflation, Klimakrise - manche fordern die Riickkehr zum Atomstrom. Doch der habe
seine Zukunft hinter sich, sagt Umwelthistoriker Frank Uekotter: »Kernkraftwerke sind keine Kaffee-

maschinen, die man an- und ausknipst.«

SPIEGEL: Herr Uekotter, Thre Studie »Atomare Demo-
kratie« ist ein Abgesang auf die Atomkraft in Deutsch-
land. Mussen Sie das Buch umschreiben —und werden
unsere Atomkraftwerke jetzt wieder hochgefahren?

Uekotter: Aus dem nuklearen Projekt ist seit Jahr-
zehnten die Luft raus. Der riesige Komplex mit sei-
nen mdchtigen Konzernen, den Milliardeninvestitio-
nen, den Abertausenden Experten befindet sich seit 40
Jahren im Sinkflug: Seit 1982 gab es in der Bundes-
republik einen Auftragsstopp, seit den Neunzigerjah-
ren plant niemand mehrernsthaft neue Atomkraftwer-
ke. Da muss schon etwas ziemlich Dramatisches pas-
sieren, um einen Kurswechsel herbeizufiihren. Ich be-
zweifle sehr, dass die Ereignisse der vergangenen Wo-
chen und Monate da ausreichen.

SPIEGEL: Laut einer aktuellen Umfrage halt die Half-
te der Deutschen eine Riickkehr zur Kernkraft fir sinn-
voll. Nicht nurFinanzminister Christian Lindner traumt
vom Atomstrom.

Uekotter: Eine so trage Branche kann nicht vom ei-
nen auf den anderen Tag wiederbelebt werden. Kern-
kraftwerke sind keine Kaffeemaschinen, die man an-
und ausknipst oder noch ein wenig langer laufen lasst.

SPIEGEL: Dennoch reden alle wieder Uber Kernener-
gie.

Uekotter: Wir erleben derzeit einen seltsam undif-
ferenzierten Diskurs Uber »die Atomkraft«. So sprach
man in den Finfziger- und Sechzigerjahren, als es
noch kaum Erfahrung auf dem Gebiet gab. Heute soll-
te man konkret Uiber die verschiedenen Reaktortypen
reden, ihre Vor- und Nachteile, Risiken und Probleme.
Man sollte auch klar trennen zwischen Reaktoren, die
es nur als Plane gibt, und den realen Reaktoren, von
denen viele langsam in die Jahre kommen.
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SPIEGEL : Russland und China, Frankreich und Polen
bauen neue Reaktoren . Die EU-Kommission schlug
vor, Atomkraft als nachhaltig einzustufen , Unterneh-
mer wie Bill Gates und Warren Buffet setzen auf Mini-
Reaktoren. Leben Totgesagte doch langer?

Uekotter: Als Historiker sollte man nie glauben, wirk-
lich am Ende der Geschichte angelangt zu sein. Aber
schauen wir realistisch hin: In Deutschland geht es um
ganze drei Kraftwerke, die noch laufen. Verglichen da-
mit, was einmal geplant war, ist das eine Schrumpfver-
sion der einstigen Utopien. Atomkraftwerke zu bauen,
ist sehr teuer und zeitintensiv. Ob die derzeit viel be-
schworenen Mini-Reaktoren genehmigungsfahig sind,
wissen wir frihestens in 10, 15 Jahren. In den Finf-
ziger- und Sechzigerjahren wurden in vielen Landern
kleine Reaktoren gebaut - und sie waren alle notorisch
ineffizient.

SPIEGEL: Der Magie des Atoms konnte sich damals
dennoch kaum jemand entziehen. Warum?

Uekotter: Das Zauberwort lautete »Energiedichte.
Es faszinierte die Menschen ungeheuer, mit einem Ki-
lo Uran so viel Energie liefern zu kdnnen wie mit et-
lichen Tonnen Kohle. Die »Urkraft des Atoms« stand
nicht zufallig im ersten Satz des Godesberger Pro-
gramms der SPD von 1959. Es herrschte eine enor-
me Wissenschaftsglaubigkeit, verbunden mit der Er-
fahrung, dass technische Innovationen das Leben an-
genehmer machen. Eine Investition in die Atomkraft
ermoglichte deutschen Wissenschaftlern zudem, sich
nach dem Nationalsozialismus erneut einen Weg an
die Forschungsspitze zu bahnen.

SPIEGEL: Zeitgleich gab es grofse Ablehnung einer mi-
litarischen Nutzung der Kernenergie. Schon 1957/58
formierte sich in der Bundesrepublik die Protestbewe-
gung»Kampfdem Atomtod«, um die nukleare Bewaff-
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nung der Bundeswehr zu verhindern.

»Ein gigantischer Apparat entstand, man investierte
Unsummen in eine vermeintlich hoffnungsvolle Bran-
che. Und das, ohne zu wissen, was dabei herauskom-
men wirde.«

Uekatter:Die Atombombe war damals die einzige An-
wendung, die es gab — ihr Schatten lastete von Anfang
an auf dem Projekt. Die Flrsprecher des »friedlichen
Atoms« wollten Schwerter zu Pflugscharen machen:
Eine Waffe der Zerstorung sollte verwandelt werden in
eine Kraft der Zukunft. In den Boomjahren ging man
davon aus, dass der Energieverbrauch rasant steigen
und die Kohle- und Erddllager irgendwann erschopft
sein wirden.

SPIEGEL: 1955 wurde in der Bundesrepublik sogarein
Atomministerium gegrindet, mit CSU-Politiker Franz-
Josef Strault als oberstem Atombeauftragten.

Uekotter: Es war die Keimzelle des heutigen Bundes-
ministeriums fur Bildung und Forschung. Ein giganti-
scher Apparat entstand, man investierte Unsummen
und jede Menge Karrieren in eine vermeintlich hoff-
nungsvolle Branche. Und das, ohne zu wissen, was
dabei herauskommen wirde. Strauft agierte damals
Ubrigens auffallend vorsichtig. Erst im Kampf um Wa-
ckersdorf wurde er zum Symbol des nuklearen Fana-
tismus. In vollem Ernst schrieb er 1986: »Ein glaubiger
und verantwortungsbewusster Christ kann mit guten
Griinden der Uberzeugung sein, dass auch ein Kraft-
werk ein Teil des gottlichen Auftrags ist.«

SPIEGEL: Wann kippte die Atombegeisterung in Er-
nlichterung um?

Uekotter: In der Bundesrepublik startete der Anti-
Atomkraft-Protest im Februar 1975 mit einem grofRen
Knall: In Wyhl am Kaiserstuhl verblindeten sich Bau-
ern mit Studenten, um gegen den Bau des geplanten
Kernkraftwerks zu demonstrieren. Zum ersten Mal eta-
blierte sich eine kraftvolle Birgerbewegung, befordert
auch dadurch, dass die Erbauer die Anwohner im Vor-
feld nicht eingebunden hatten.

SPIEGEL: die Anti-Atomkraft-

Bewegung?

Wie grofs war

Uekotter: Sie wurde von Anbeginn an von ihren Vor-
kampfern verklart, war aber rein von der Personen-
zahl nie tUbermachtig - die Nato-Nachristung brach-
te deutlich mehr Menschen auf die Strafse. Zudem war
die Bewegung nie so einheitlich, wie der Mythos glau-
ben macht. Die enorme Vielfalt war ein grofser Trumpf.
Die Atomkraftgegner waren eine bunte Truppe aus
Landwirten, Naturschitzern, Studierenden, politisch
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Bewegten, Wissenschaftlern, Juristen.

SPIEGEL: Viele Linke indes taten sich anfangs schwer
mitder Ablehnung der Atomkraft. Rudi Dutschke , Kopf
der Studentenbewegung, notierte 1977 in sein Tage-
buch: »Die ganze Atom- und Massenmobilisierung in
B(rokdorf) und I(tzehoe) bereitet mir theore(tische)
und politische Schwierigkeiten.«

»Ware die nukleare Stromerzeugung tatsachlich so
einfach und billig gewesen, hatten die Blrgerinitiati-
ven wohl keine Chance gehabt.«

Uekatter: Es gibt eine lange Tradition des marxisti-
schen Glaubens an den technischen Fortschritt, das
kann man nicht einfach schnell abstreifen. Dass die
Linke in den Chor der Atomkraftgegner einstimmte,
hat auch mit den zahlreichen Enttduschungen seit
1968 zu tun. Der Atomprotest mobilisierte die Massen,
innerhalb der Linken herrschte die Uberzeugung: Das
mussen wir uns zu eigen machen, das dirfen wir nicht
versemmeln.

SPIEGEL: 1979 institutionalisierte sich die Anti-
Atomkraft-Bewegung durch die Griindung der Griinen

Uekotter: Die Griinen trugen den Protest von der Stra-
e in die Parlamente, was die Bewegung enorm stark-
te. Doch hat ihr Erfolg auch viel mit einer grundsatz-
lichen Enttauschung innerhalb der Atomwirtschaft zu
tun.

SPIEGEL: Inwiefern?

Uekotter: Ware die nukleare Stromerzeugung tat-
sachlich so einfach und billig gewesen, wie man sich
dies in den Flnfzigerjahren ausgemalt hatte, hatten
die Burgerinitiativen wohl keine Chance gehabt. So
aber profitierten sie davon, dass die nukleare Commu-
nity vor zahlreichen Problemen stand: Die deutsche
Wirtschaft bendtigte Uberhaupt nicht so viel Energie
wie urspringlich angenommen, es wurden viel weni-
ger Reaktoren gebaut als geplant - und dann auch
noch die falschen.

SPIEGEL: Welche waren das?

Uekatter: Leichtwasserreaktoren sind im Grunde nur
ein weiterer Weg der Stromerzeugung auf fossiler
Grundlage - Uranisotop 235 wird in thermische Ener-
gie umgewandelt. Was die Atomwirtschaft aber lang-
fristig wollte, waren Brutreaktoren, um neben Strom
auch spaltbares Material zu produzieren und damit
von Uranimporten unabhangig zu werden. Doch die
waren nicht nur siindhaft teuer, sondern auch storan-
fallig.
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SPIEGEL: Der Schnelle Briiter von Kalkar kostete sie-
ben Milliarden Mark und ging nie in Betrieb.

Uekotter: Kalkar war das kostspieligste Fiasko der
bundesdeutschen Atomgeschichte. Auchin den ande-
ren Landern konnten sich Brutreaktoren nicht durch-
setzen. Frankreich musste seinen letzten im Jahr 2010
vom Netz nehmen...

SPIEGEL: ...und setzt dennoch bis heute auf Atom-
strom . 56 franzosische Kraftwerke sind in Betrieb, Pra-
sident Macron kiindigte im Wahlkampf an, weitere zu
bauen.

Uekotter: Ob die realisiert werden, steht in den Ster-
nen. Man kann die bestehenden Reaktoren nicht un-
endlich lang laufen lassen, und um die aktuellen Ka-
pazitdten zu ersetzen, brauchte man etwa 40 neue An-
lagen. Ein Niedergang der Atomkraft ist auch in Frank-
reich absehbar.

SPIEGEL: Wieso konnten sich in Deutschland, an-
ders als in Frankreich, die Atomkraftgegner langfristig
durchsetzen?

Uekotter: Jenseits des Rheins beherrscht ein extrem
machtiger Energiegigant die Szene, die Elecricité de
France (EDF), wahrend die Atomindustrie in Deutsch-
land von Anfang an stark zersplittert war. Da wurden
die Zweifel an Wirtschaftlichkeit und Sicherheit zum
Spaltpilz, eine verschworene Gemeinschaft von Exper-
ten, Managern und Politikern gab es nur in Frankreich.
Zudem war die deutsche Anti-Atomkraft-Bewegung
extrem hartnackig und langlebig — die Menschen ga-
ben einfach nicht auf. Der Protest kam nie zum Er-
liegen, er Ubertrug sich von einer Generation auf die
nachste, wurde zum stetigen Stachel im Fleisch.

SPIEGEL: Sie bezeichnen die Historie der Kernener-
gie als »Erfolgsgeschichte der bundesdeutschen Ver-
handlungsdemokraties, in Abgrenzung zur DDR. War-
um?

»Auf halbwegs freien Markten hat Atomkraft nirgend-
wo mehr eine Chance.«

Uekotter: Im SED-Staat durfte man Uber die Kern-
kraft nicht diskutieren - die Beinah-Kernschmelze im
Kernkraftwerk Lubmin bei Greifswald 1975 wurde bis
zur Wende verheimlicht. In der Bundesrepublik ist
es indes gelungen, das Uiberdimensionierte Atompro-
jekt in winzigen Trippelschritten einzufangen. Nicht
durch holllywoodreife Gesten und grofse Demonstra-
tionen, sondern durch ein permanentes Aushandeln,
durch Gesprache, Gerichtsurteile, Kompromisse, Orts-
verbandssitzungen.
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SPIEGEL: Klingt anstrengend.

Uekdtter: War es auch - Demokratie ist mitunter
stinklangweilig. Auf beiden Seiten gab es Hitzkopfe,
die mit dem Kopf durch die Wand wollten. Da wirkten
die Mikroprozesse des Rechtstaats wie ein grofRes Ab-
klingbecken, das die Emotionen auf ein sozial vertrag-
liches Niveau herunterkihlte. Das war ein Jahrzehnte
andauernder Kraftakt.

SPIEGEL: Die Reaktorexplosion in Tschernobyl 1986
befeuerte den Anti-Atom-Protest — die Entdeckung
des Klimawandels wiederum starkte die Firsprecher
der Kernenergie.

Uekotter: Der Treibhauseffekt war nie handlungslei-
tend fur die deutsche Atomindustrie, sondern ledig-
lich ein PR-Argument. Ein nettes Label, das man auf
laufende Kraftwerke kleben konnte, um die Kuh noch
einmal richtig zu melken. Hatte man den Klimawandel
wirklich ernst genommen , hatte man ein grofes Bau-
programm vorschlagen mussen. Das ist nie passiert.

SPIEGEL: Nach der Wende witterten westdeutsche
Atomfans kurzzeitig Morgenluft.

Uekotter: Die ostdeutschen Atomkraftwerke wurden
1990 aufgrund von Sicherheitsproblemen abgeschal-
tet, die Folgen der Braunkohle flir die DDR-Landschaft
waren unibersehbar. Doch selbst in dieser Situation
scheute die Atomwirtschaft die enormen Kosten, die
mit dem Bau neuer Kraftwerke verbunden waren. Der
Sargnagel war die Deregulierung des Strommarkts in
der EU. Auf halbwegs freien Markten hat Atomkraft nir-
gendwo mehr eine Chance.

SPIEGEL: 2000 vereinbarte Rot-Griin den Atomkon-
sens, 2010 vollzog Kanzlerin Angela Merkel die Kehrt-
wende, um den Ausstieg aus dem Ausstieg zu be-
schliefen.

Uekotter: Vielleicht schimmerte da ein wenig die Phy-
sikerin durch, die wie viele Naturwissenschaftler der
Magie des Atoms anhing. Vor allem aber wollte sie der
schwarz-gelben Koalition neuen Schwung verleihen.

SPIEGEL: Ein Jahr spater explodierte ein Atomreaktor
in Fukushima - und Deutschland stieg ein zweites Mal
aus der Atomkraft aus.

Uekatter: Nukleare Unfalle wie im amerikanischen
Harrisburg 1979, in Tschernobyl oder Fukushima wirk-
ten wie Katalysatoren beim Niedergang der Branche.
Allerdings war 2011 auch eine Machtpolitikerin am
Werk, die die Landtagswahlen in Baden-Wiirttemberg
gewinnen wollte.
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SPIEGEL: Die |etzten drei deutschen Meiler sollen En-
de 2022 abgeschaltet werden — muss sich hierzulande
niemand mehr fir Atomkraft interessieren?

Uekatter: Im Gegenteil! Aus der historischen Erfah-
rung wissen wir, dass es stets eine kritische Gegen-
offentlichkeit braucht, um ein hohes Sicherheitsni-
veau zu halten. Um sich anzustrengen, muss die Atom-
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wirtschaft wissen, dass sie unter Beobachtung steht.
Wenn wir es nicht schaffen, der Atomwirtschaft weiter
penibel auf die Finger zu schauen, konnte es eines Ta-
ges ein boses Erwachen geben. Es ist paradox: Gera-
de jetzt, wo die Atomkraft hierzulande kurz vor ihrem
Ende steht, ist sie im Grunde genommen gefahrlicher
dennje.

13




	Inhalt
	EWN
	 1.) Schweriner Volkszeitung - Zeitung für die Landeshauptstadt: Merkel verteidigt Pipeline-Entscheidung 
	 2.) Nordkurier - Neubrandenburger Zeitung Stargard: „Ängste dürfen uns nicht zerfressen“ 
	 3.) dpa-Landesdienst Mecklenburg-Vorpommern: Schwesig und die Ostsee-Pipeline – Landtagsausschuss will aufklären 
	 4.) Neue Westfälische - Höxtersche Kreiszeitung: Ottberger Bahnhof als Atommüll-Wartegleis 
	 5.) SPIEGEL+: Werden jetzt die Atomreaktoren wieder angeworfen? 


